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Entwurf Abgabenänderungsgesetz 2015 

Stellungnahme von Oesterreichs Energie 

 

 

Sehr geehrter Herr Magister Schlager, 

 

wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Entwurf des Abgaben-

änderungsgesetzes 2015. 

 

Zum Begutachtungsentwurf wird Folgendes vorgeschlagen: 

 

 

Einkommensteuergesetz 

 

§ 4 Abs. 12 EStG (Evidenzkonten) 

Die Anpassung der durch das SteuerreformG 2015/2016 eingeführten Neuerungen durch 

das Abgabenänderungsgesetz 2015 samt der Wiederherstellung des Wahlrechtes, eine 

offene Ausschüttung als Einlagenrückzahlung oder als Gewinnausschüttung zu behandeln 

(sofern sowohl die Innenfinanzierung als auch die Einlagen einen positiven Stand auf-

weisen), wird begrüßt. 

 

Weiterhin zu wünschen ist, dass der neue Evidenzkontenerlass zeitnah ausgearbeitet wird, 

insbesondere mit Detailangaben über die Führung des neuen Innenfinanzierungskontos. 

 

 

Umsatzsteuergesetz 

 

§ 2 Abs. 2 Z 2 UStG (Organschaft) 

Mit Urteil vom 16.07.2015 ist der EuGH – zur vergleichbaren Rechtslage in Deutschland – 

zum Ergebnis gekommen, dass die Beschränkung des Kreises der Organgesellschaften auf 
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juristische Personen sowie das Erfordernis der Über-/Unterordnung der EU-MWSt.-Richtlinie 

widerspricht (EuGH vom 16.07.2015, C-108/14 und C-109/14).  

 

Art 288 Abs. 3 AEUV verpflichtet die Mitgliedstaaten zur fristgerechten und ordnungs-

gemäßen Umsetzung von Richtlinien. Bei Nichtumsetzung oder fehlerhafter Umsetzung kann 

der säumige Mitgliedstaat nach der Rechtsprechung des EuGH grundsätzlich schaden-

ersatzpflichtig werden (EuGH vom 19.11.1991, C-6/90 und C-9/90). 

 

Das Abgabenänderungsgesetz 2015 sollte daher zur Anpassung der Bestimmungen über die 

Organschaft an die Vorgaben des EuGH genutzt werden. 

 

 

Wir ersuchen um Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

DI Wolfgang Anzengruber  Dr. Barbara Schmidt 

Präsident    Generalsekretärin  
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